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Einleitung

Problemstellung

Die Grundlage der Entwicklung innovativer Produkte und Dienstleistun-
gen bildet missionsorientierte wissenschaftliche Forschung. Ambitionierte
Forschungsmissionen zielen auf die Lösung realer Probleme und tragen so
zur Disruption ganzer Branchen und Produktionszweige bei. Entspre-
chend den vielschichtigen Problemlagen sind Wissenschaft und Forschung
heute mehr denn je auf Zusammenarbeit unterschiedlicher Disziplinen an-
gewiesen.1 Die Schaffung neuen Wissens ist vielfach ein Prozess, der nicht
nur intellektuelle Grenzen verschiebt, sondern auch institutionelle und or-
ganisatorische Grenzen überwinden muss. Die Bildung wissenschaftlicher
Konsortien, die Etablierung von Netzwerkstrukturen und die Ausrichtung
finanzieller Forschungsförderung auf Cluster sind daher längst die Regel
geworden und belegen den beflügelnden Geist wissenschaftlicher Zusam-
menarbeit.2 Die Erscheinungsformen erkenntnisorientierter Kooperatio-
nen reichen von individuellen Forschergruppen auf Zeit bis hin zu unbe-
fristeten Forschungsverbünden, an denen sich Universitäten, außeruniver-

A.

1 „Die zunehmende Komplexität wissenschaftlicher Herausforderungen macht in
der Forschung zunehmend Verbundstrukturen erforderlich. Regionale, nationale
und europäische Kooperationen gewinnen an Bedeutung.“, aus dem Geleitwort
des Präsidenten der TU München Wolfgang A. Herrmann zur Neufassung des Re-
gelwerks „Grundsätze und Rahmenbedingungen für Forschungs- und Wirtschafts-
kooperationen“, abrufbar unter: https://www.tum.de/fileadmin/w00bfo/www/Wirt
schaft/Broschueren_Kooperationen/130318_TUM_CCC_Forsch-Wirt_Brosch-dt.p
df; zuletzt abgerufen am 10.2.2021.

2 „Effektive Forschungskooperationen zwischen wissenschaftlichen Institutionen
und Wirtschaftsunternehmen bilden eine entscheidende Grundlage für die Siche-
rung und Steigerung der Innovationsleistung und damit für die Wettbewerbsfähig-
keit der zunehmend wissenschaftsbasierten deutschen Volkswirtschaft.“, aus dem
Gemeinsamen Positionspapier von Bundesverband der Deutschen Industrie, Bundesverei-
nigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, Deutsche Forschungsgemeinschaft u.a., Inno-
vation durch Kooperation – Maßnahmen für eine effektive Nutzung des For-
schungspotentials von Wissenschaft und Wirtschaft, 2007, abrufbar unter: https://w
ww.leopoldina.org/uploads/tx_leopublication/071112-allianz-forschungspotentials.
pdf; zuletzt abgerufen am 10.2.2021.
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sitäre Forschungseinrichtungen, Wirtschaftsunternehmen und weitere För-
derer aus dem öffentlichen und privaten Sektor beteiligen.

Allgemeines und vorrangiges Ziel ist jeweils der wissenschaftliche Er-
kenntnisgewinn. Weil aber jeder Erkenntnissuche Unwägbarkeiten imma-
nent sind, beschränkt sich die Zusammenarbeit in der Regel nicht auf
einen punktuellen Leistungsaustausch, vielmehr liegt gerade in der ge-
meinsamen wissenschaftlichen Betätigung das allseitig Nutzen stiftende
Potenzial. Kooperationsverträge verlassen dementsprechend regelmäßig
den Bereich schuldrechtlicher Vereinbarungen, denn ihre Auslegung er-
gibt bei verständiger Würdigung der wechselseitigen Interessenlagen eine
gemeinsame (Forschungs-) Zweckverfolgung im Sinne des § 705 BGB. Das
Kooperationsverhältnis ist dann – mangels abweichender Rechtsformwahl
– als Gesellschaft bürgerlichen Rechts zu qualifizieren.3

Wissenschaftliche Wertschöpfung folgt, jedenfalls soweit es um die Pro-
duktion neuer Erkenntnisse geht, grundlegend anderen Handlungsrationa-
litäten als gewinnorientiertes Wirtschaften: Wissenschaft als ein von oben
angeordneter, mit einem Anfang und Ende und festen Zielvorstellungen
versehener Prozess ist schlechthin nicht vorstellbar. Der wissenschaftliche
Lebens- und Arbeitsbereich ist vielmehr von Eigengesetzlichkeiten ge-
prägt, die auf individueller Kontingenz und dem Erfordernis rational-kom-
munikativer Behauptung vermeintlicher Entdeckungen beruhen. Wissen-
schaft ist prinzipiell unabgeschlossen, ihr Werk- und Wirkbereich lassen
sich nicht strikt voneinander trennen und die Qualität ihrer Ergebnisse
lässt sich nicht mittels Vergleichbarkeit ermöglichenden Quantifizierun-
gen, sondern grundsätzlich nur von ihren Produzenten, den Fachgemein-
schaften der Wissenschaftler, anhand wissenschaftsimmanenter Kriterien
bewerten.4

Den wissenschaftlichen Eigengesetzlichkeiten darf sich auch die Organi-
sation kooperativer Forschung nicht verschließen. Sie hat so zu erfolgen,
dass sie die erkenntnisorientierte Zusammenarbeit ermöglicht und fördert
– es gilt der Maßstab der Wissenschaftsadäquanz. Angesichts der immen-
sen und noch steigenden Bedeutung kooperativer Forschung für den For-
schungsstandort Deutschland besteht insoweit eine klare normative Unter-
bilanz. Denn das deutsche Recht hält keinen organisationsrechtlichen Rah-

3 Lappe, Kooperationen wissenschaftlicher Einrichtungen, S. 46 ff., 222 ff.; vgl. auch
Zirkel, in: Rosenberger/Wündisch (Hrsg.), Verträge über Forschung und Entwick-
lung, Kapitel 3 Rn. 2 ff. (S. 25 ff.).

4 Heidler, wissenschaftsmanagement 4/2010, 12, 14.
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men speziell für Forschungskooperationen bereit.5 Die kooperativen Ak-
teure sind vielmehr gezwungen, für den Einzelfall passende Kooperations-
vereinbarungen maßzuschneidern, was bereits im Vorfeld der Zusammen-
arbeit wertvolle Ressourcen verschlingt und sich als strukturelles Koopera-
tionshemmnis erweist.6 Dabei haben rechtliche Infrastrukturen nicht al-
lein die Aufgabe, individuelle Handlungsmöglichkeiten unter dem Aspekt
ihrer Sozialverträglichkeit zu begrenzen, vielmehr sollen sie die rechtser-
heblichen Interaktionen interdependenter Akteure auch erst ermögli-
chen.7

Ziel der Arbeit und Gang der Untersuchung

Die Zielsetzung der Arbeit besteht darin, grundlegende Anforderungen an
ein gesellschaftsrechtliches Konzept zur ermöglichenden Organisation ko-
operativer Forschung zu formulieren und damit auch Hinweise zur
Rechtsgestaltung de lege ferenda zu geben.

Die Arbeit nimmt hierzu im Ersten Teil die Governance-Perspektive ein,
um – anknüpfend an den Stand der modernen Corporate Governance-Dis-
kussion – die faktischen und (organisations-) rechtlichen Rahmenbedin-
gungen kooperativer Forschung de lege lata aufzuzeigen. Als Analyseansatz
ist die Governance-Perspektive für die Untersuchungszwecke prädestiniert,
denn ihr für die Rechtswissenschaft gewinnbringendes Potenzial liegt in
dem entdifferenzierenden Zugriff auf das Handeln interdependenter Ak-
teure in regelungsstrukturellen Mehrebenensystemen und die hiervon aus-
gehenden Steuerungswirkungen. In Bezug auf das deutsche und europäi-
sche Forschungs- und Innovationssystem offenbart sie die Heterogenität
der potenziellen Kooperationspartner und erleichtert zugleich das Auffin-
den von Regelungsansätzen, um ihre Interdependenzen in Richtung der
Nutzung von Kooperationspotenzialen zu steuern.

Im Zweiten Teil wendet sich die Untersuchung den beiden Kernelemen-
ten forschungskooperativer Organisationen – Wissenschaft und Kooperati-

B.

5 Hommelhoff, OdW 2018, 47.
6 Eberbach/Hommelhoff, FuL 2/2017, 126 f.; s. ferner Eberbach/Hommelhoff/Lappe,

OdW 2017, 1 ff. sowie die Beiträge in Eberbach/Hommelhoff (Hrsg.), Forschungsko-
operationen, OdW Heft 2/2018.

7 Gerade für privatrechtliche Regelungsstrukturen sind die auf Ermöglichung der
Interaktion von Rechtssubjekten gerichteten Funktionen zu unterstreichen, vgl.
Bachmann, Private Ordnung, S. 72 ff., 397 f.; aus staatsrechtlicher Sicht Schuppert,
Verwaltungswissenschaft, S. 932 ff., 976.
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on – zu und leuchtet ihre organisationsrechtliche Dimension entlang
Governance-relevanter Regelungsbereiche aus. Hierbei zeigt sich, dass der
organisationsrechtliche Gehalt der grundrechtlich gewährleisteten Wissen-
schaftsfreiheit dem (Organisations-) Gesetzgeber materielle Gestaltungs-
schranken setzt, innerhalb derer wissenschaftsadäquate Governance-Struk-
turen zu etablieren sind.

Der Dritte Teil ordnet die bisherigen Untersuchungsergebnisse in Rich-
tung des gesellschaftsrechtlichen Modells einer Collaborative Research
Governance, wobei die interne Handlungsorganisation verbandsrechtlich
organisierter Kooperationsvehikel im Vordergrund steht.8 Ausgehend von
grundsätzlichen Organisationserfordernissen des Kooperationsvehikels
werden idealtypische Regelungsstrukturen der Aufbau- und Ablauforgani-
sation vorgestellt – die Ausführungen sollen eine systemkonforme Rechts-
fortbildung vorzeichnen.

Die Arbeit schließt mit einem nachdrücklichen Aufruf an den Gesetzge-
ber, eine organisationsrechtliche Infrastruktur für Kooperationen im wis-
senschaftlichen Bereich zu schaffen, um nicht zuletzt seiner grundgesetzli-
chen Gewährleistungsverantwortung für funktionsfähige Institutionen ei-
nes freien Wissenschaftsbetriebs9 gerecht zu werden. Regelungstechnisch
sind durchaus Erfahrungen aus der Corporate Governance-Diskussion zu
berücksichtigen, doch erfordert das Gebot der Wissenschaftsadäquanz
auch ein klares Bekenntnis zu eigenständigen Regelungsansätzen. Die Si-
gnalwirkung einer eigens für Forschungskooperationen zur Verfügung ge-
stellten rechtlichen Handlungsform dürfte über die Beseitigung bestehen-
der Kooperationshemmnisse weit hinausgehen, denn sie unterstreicht die
wissenschaftliche Leistungsfähigkeit und Leistungswilligkeit des For-
schungsstandorts Deutschland und erhöht damit nicht nur seine Wettbe-
werbsfähigkeit, sondern auch seine Attraktivität für Forscher aus aller
Welt.10

Das Organisationsproblem im Bereich kooperativer Forschung ist ein
globales, wird jedoch nur selten erkannt. Hier den ersten Zugriff zu hal-
ten, sollte in seiner Bedeutung nicht unterschätzt werden. Dies gilt nicht
zuletzt angesichts der Möglichkeit, die grundgesetzliche Wertentscheidung

8 Zur Unterscheidung zwischen interner und externer Corporate Governance
vgl. unten S. 37 f.

9 Grundlegend BVerfGE 35, 79, NJW 1973, 1176 (Hochschulurteil).
10 In dieser Arbeit wird das generische Maskulinum verwendet. Weibliche und an-

dere Geschlechteridentitäten sind dabei ausdrücklich mitgemeint, soweit es für
die Aussage erforderlich ist.
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für eine freie Wissenschaft allfälligen Ökonomisierungstendenzen entge-
gen zu stellen, die auch im Kontext der Wissenschaftsorganisationen zu-
nehmend Platz greifen.
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Erster Teil: Governance als Analyseansatz für die
Organisation kooperativer Forschung

Eingangs werden der Gegenstandsbereich Governance-relevanter Organisa-
tionsregeln und die rechtlichen und faktischen Rahmenbedingungen der
Organisation kooperativer Forschung ausgeleuchtet, um für die rechtsge-
staltenden Überlegungen im Zweiten und Dritten Teil der Untersuchung
die Grundlagen zu schaffen.

Hierzu wird die Corporate Governance-Diskussion in groben Zügen nach-
gezeichnet (§ 1), wobei zunächst die begrifflichen Grundlagen zu klären
sind, bevor die gesellschaftsrechtliche Dimension der Corporate
Governance und die wirtschaftswissenschaftlichen Ansätze zu ihrer Verbes-
serung dargestellt werden. Es wird gezeigt, dass durchaus grundlegende
Gestaltungsprinzipien vorhanden sind, diese jedoch auf die Spezifika un-
terschiedlicher Organisationstypen zugeschnitten werden müssen, damit
sie ihr ermöglichendes Potenzial im Dienst der jeweiligen Organisations-
zielsetzung entfalten können. Anschließend werden die Governance-rele-
vanten Aspekte des institutionellen Ordnungsrahmens für Forschungsko-
operationen aufgezeigt (§ 2).
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Grundlegungen zur Corporate Governance

Hinführung

Der Governance-Begriff löst über disziplinäre Grenzen hinweg eine bemer-
kenswerte Anziehungskraft aus. Seine Verwendung ist keinesfalls homo-
gen. Über die Grundlagen und Erkenntnisinteressen des Governance-Kon-
zepts wird sich nur selten vergewissert.11

Governance als Perspektivenwechsel

Den Eingang in wissenschaftliche Fachdiskurse fand der Governance-Be-
griff in den 1970er Jahren in der Ökonomik, wo er auf die Erfassung struk-
tureller Rahmenbedingungen wirtschaftlicher Selbstorganisation zielt.12

Die Politikwissenschaft bedient sich der Governance-Perspektive, um Verän-
derungen zu analysieren, die aus der zunehmenden Vernetzung von Ak-
teurskonstellationen in Mehrebenensystemen resultieren und begründen,
dass Regierungsfunktionen nicht länger im Begriff des „Government“ ge-
bündelt werden können. Sozialwissenschaftliche Governance-Forschung ist

§ 1

A.

I.

11 Instruktiv zum Ganzen der Sammelband Schuppert (Hrsg.), Governance-For-
schung, insbesondere S. 371 ff.; für die Fruchtbarkeit des Governance-Ansatzes in
der Rechtswissenschaft s. auch Pilniok, Governance im europäischen Forschungs-
förderverbund, S. 6 ff. – Etymologisch lässt sich der Governance-Begriff an das
griechische Wort kybernetes für Steuermann und das lateinische gubernare (steu-
ern, lenken, regieren) anknüpfen. Das lässt bereits vermuten, dass mit
Governance bestimmte Modi des Regierens bzw. der Steuerung oder ein darauf
bezogener Perspektivenwechsel angesprochen sind.

12 Ein mit seinem heutigen Sinngehalt benutzter Governance-Begriff gewann zu-
nächst im Rahmen der ökonomischen Transaktionskostentheorie an Verbrei-
tung: Williamson kontrastierte Markt und Hierarchie als Möglichkeiten der Koor-
dination ökonomischen Handelns, die unter bestimmten Bedingungen mehr
oder weniger effizient sind. Das Begriffspaar Markt und Hierarchie wurde bald
um weitere Typen ergänzt: Clans, Verbände und Netzwerke, die man alle auch
im Bereich der Wirtschaft fand. Am Ende umfasste der Begriff Governance alle
wesentlichen Formen der Handlungskoordination interdependenter Akteure,
vgl. dazu sowie zum Folgenden auch Schuppert, in: Schuppert (Hrsg.),
Governance-Forschung, S. 371 ff.

27



durch die Hinwendung zu Institutionen und dem Handeln in Institutio-
nen gekennzeichnet. Sie beobachtet das Nebeneinander unterschiedlicher
Modi der Handlungskoordination und versucht diese in den übergreifen-
den Wirkungen zu analysieren.

Eine einheitliche inter- beziehungsweise multidisziplinäre Governance-
Theorie existiert bis heute nicht. Das Potenzial des Governance-Begriffs
liegt vielmehr darin, dass es ihm gelingt, die verschiedenen disziplinären
Fachdiskurse mit ihren je eigenen Erkenntnisinteressen und Ergebnissen
miteinander zu verkoppeln und sie aufeinander zu beziehen. Konzeptio-
nell verklammern lassen sich die unterschiedlichen disziplinären Ansätze
jedoch insofern, als mit dem Begriff Governance stets eine bestimmte
Sichtweise auf die Realität umschrieben wird.13 Mit der Herausbildung des
Governance-Ansatzes geht also ein Perspektivenwechsel einher, der insbeson-
dere in der politikwissenschaftlichen Forschung nachvollzogen wird. Dort
dominierte lange der mit dem Leitbegriff Steuerung arbeitende Ansatz. Die
traditionelle Steuerungstheorie betrachtete Steuerung als einseitige Akte
einer zuständigen und/oder befähigten Institution. Dagegen wird mit der
Governance ein Konzept positioniert, das auf potenziell alle Prozesse der
Interaktion zwischen (vor allem) kollektiven Akteuren gerichtet ist und in-
nerhalb dessen die Unterscheidung von Steuernden und Gesteuerten nicht
mehr eindeutig aufrechterhalten werden kann.14 So tritt einseitiges inter-
ventionistisches Handeln merklich in den Hintergrund und die wie auch
immer zustande gekommene Regelungsstruktur und ihre Wirkung auf das
Handeln der ihr unterworfenen Akteure gerät in den Vordergrund.

Die Einnahme der Governance-Perspektive verlangt hiernach jedenfalls
folgende Einsichten:15 Erstens sind sämtliche Bereiche des gesellschaftli-
chen Lebens und Handelns einzelner oder kollektiver Akteure von Kon-
textbedingungen abhängig beziehungsweise setzen solche voraus. Handeln
interagierender Akteure kann demnach nicht als strukturfrei begriffen wer-
den. Zweitens wird vom Fehlen einer eo ipso souveränen Instanz ausgegan-
gen; es geht vielmehr um die Erfassung von Strukturen, über die Hand-
lungskoordination autonomer Akteure vermittelt wird. Es kann drittens
kein Idealtypus von Governance begründet werden. Vielmehr kommt es

13 Franzius, VerwArch 97 (2006), 186, 188 f.; Mayntz, in: Schuppert (Hrsg.),
Governance Forschung, S. 11 ff.

14 Bei der Governance-Theorie handelt es sich folglich nicht um eine einfache Fort-
entwicklung des steuerungstheoretischen Paradigmas, vgl. auch Graß, in:
Schrader et al. (Hrsg.), Governance von Bildung im Wandel, S. 65, 69 m.w.N.

15 Ähnlich Franzius, VerwArch 97 (2006), 186, 189 f.
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auf den passenden Zuschnitt unterschiedlicher Modi der Handlungskoor-
dination (Hierarchie, Wettbewerb, Verhandlung/Selbststeuerung, Netz-
werk) an, die nicht starr zu verstehen sind, sondern als Regelungsmecha-
nismen in variablen Kombinationen analysiert und etabliert werden kön-
nen.

Governance beschreibt mithin Handlungskoordinierung durch Rege-
lungsstrukturen, die das Verhalten der ihnen unterworfenen Akteure rah-
menhaft steuern.16 Sie zielt darauf, die wechselseitigen Abhängigkeiten,
die (fast) allen Interaktionen zwischen Akteuren eignen, zu bearbeiten und
zu managen, wobei nicht die Akteure, sondern institutionelle Rahmenbe-
dingungen in den Mittelpunkt handlungskoordinierender Überlegungen
gestellt werden.17 Dennoch spielen Akteure eine wichtige Rolle, denn Re-
gelungsstrukturen interessieren auch aus der Governance-Perspektive nicht
per se, sondern aufgrund ihrer ermöglichenden und restringierenden Wirkung
auf individuelles oder kollektives Handeln.

Eröffnet der Governance-Ansatz hiernach eine Perspektive auf rege-
lungsstrukturelle Arrangements im Kontext kollektiver Aufgabenerledi-
gungsprozesse, so scheint die konzeptionelle Annahme des Fehlens einer
steuernden, d.h. eine Richtung vorgebenden Instanz mit dem Verständnis
von Governance als „absichtsvolle Regelung gesellschaftlicher Sachverhal-
te“18 nicht vereinbar zu sein. Angesprochen ist damit die Frage nach der
Intentionalität von Governance-Strukturen. Deren Antwort kann jedenfalls
nicht in individuellen Handlungsrationalitäten gefunden werden. Viel-
mehr ist es der jeweilige überindividuelle Zweck, welcher das Handeln der
relevanten Akteure richtungsweisend miteinander verbindet.19 Daher sind
bei der Genese und Entwicklung von Governance-Strukturen paradigmati-
sche Leitmaximen stets kontextabhängig der spezifischen Funktion der je-
weiligen Organisation zu entlehnen.20

16 Mayntz, in: Schuppert (Hrsg.), Governance-Forschung, S. 11 ff.
17 Diese institutionalistische Denkweise wird am Beispiel der Corporate Governance

besonders deutlich, weil hier bestimmte Aspekte der Unternehmensverfassung in
den Blick genommen werden, also gerade nicht die „manageriale Steuerung“,
sondern die Institutionen, die unternehmerisches Handeln über situative Anreize
lenken.

18 Mayntz, in: Schuppert/Zürn (Hrsg.), Governance in einer sich wandelnden Welt,
S. 43, 45.

19 Ähnlich Grande, PVS 53 (2012), 565, 581 ff.
20 Im Gegenstandsbereich der Corporate Governance lenkt das geltende Verbands-

recht den Blick auf das Gesellschafts- bzw. Unternehmensinteresse, vgl. dazu
noch unten S. 63 ff.; daran anknüpfend erfolgt im Zweiten Teil der Untersu-
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Governance und Rechtswissenschaft

Für die Fruchtbarkeit des Governance-Ansatzes in der Rechtswissenschaft
ist die Einsicht entscheidend, dass Governance, verstanden als zweckgebun-
dene Koordination interdependenten Akteurshandelns, in und durch Re-
gelungsstrukturen stattfindet.21 Das analytische Konzept der „Regelungs-
struktur“ ist zunächst für den Bereich der Staats- und Verwaltungsrechts-
wissenschaft entwickelt worden.22 Als neutrale Kategorie erlaubt es jedoch
allgemein, das in einem bestimmten Sachbereich anwendbare Recht über
Rechtsgebietsgrenzen und Regelungsebenen hinweg zusammenhängend
zu analysieren. Mit der Verlagerung des Blickwinkels auf Regelungsstruk-
turen wird die oben angesprochene Abkehr vom akteurszentriertem Steue-
rungsverständnis in der Rechtswissenschaft nachvollzogen und der Blick
für die Pluralität der maßgebenden Akteure geöffnet. Sodann rücken weni-
ger konkrete Handlungsformen, vielmehr die Bedingungen, Maßstäbe und
Formen für das Zusammenwirken der Akteure ins Zentrum des Interesses.

Das Recht leistet strukturelle Handlungskoordination, indem es zwar
nicht Einzelentscheidungen, wohl aber Handlungskorridore definiert und
Steuerungsansprüche insofern mediatisiert zur Geltung bringt, als es die
strukturellen Voraussetzungen rechtserheblichen Handelns definiert.23

Mediatisierte Steuerung bedeutet, dass ein Rahmen bereitgestellt wird, in-
nerhalb dessen gesellschaftliche Angelegenheiten in möglichst gemein-
wohlverträglicher Weise selbstverantwortlich geregelt werden können.
Steuerung drückt sich insofern nur noch durch die Übernahme der Rah-
menverantwortung aus, dass mit Hilfe der rechtlich bereitgestellten Struk-
turen angemessene gesellschaftliche Problemlösungen erreicht werden.
Angesprochen ist damit die Bereitstellungsfunktion des Rechts, wonach Recht
nicht (nur) der Begrenzung konkreter Handlungsformen und Entschei-
dungsinhalte dient, sondern (auch) der Ermöglichung abstrakter Entschei-
dungsvoraussetzungen unter Einbezug unterschiedlicher Handlungsratio-

II.

chung eine Näherung an das – typisierte – Forschungskooperationsinteresse, vgl.
S. 222 ff.

21 Pilniok, Governance im europäischen Forschungsförderverbund, S. 8 versteht Re-
gelungsstrukturen „als disziplinspezifische Variante von Governance“.

22 Aufgegriffen wurde der Begriff in der Rechtswissenschaft von Trute, der mit Hilfe
der Regelungsstrukturen darauf aufmerksam machte, dass die auf den Staat bezo-
gene Kategorie des öffentlichen Rechts die Rolle privater Akteure im Prozess
staatlicher Aufgabenerledigung nicht angemessen abbilden kann, vgl. Trute, in:
Schuppert (Hrsg.), Jenseits von Privatisierung und „schlankem“ Staat, S. 13 ff.

23 Schuppert, in: Schuppert (Hrsg.), Governance-Forschung, S. 371, 385.
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nalitäten (enabling statt providing).24 Ihrer Bereitstellungsfunktion genügt
die Rechtsordnung dadurch, dass sie Organisationsformen und Verfah-
rensarten etabliert, die Problemlösungen unterstützen, ohne bestimmte
Entscheidungen zu determinieren.25 Stattdessen werden Spielräume gestal-
tet, innerhalb derer eine selbstverantwortliche Koordination und Koopera-
tion der Akteure möglich bleibt. Durch die Beschränkung auf die rechtli-
che Umhegung von Entscheidungsvoraussetzungen öffnet sich das Recht
für nicht-rechtliche Steuerungsfaktoren und damit auch für nachbarwis-
senschaftliche Erkenntnisse über unterschiedliche Handlungsrationalitäten
der (rechtserheblich) interagierenden Akteure.26

Rechtliche Regelungsstrukturen setzen nach dem oben entfalteten
Governance-Verständnis einen institutionellen Rahmen, der das Verhalten
der ihm unterworfenen Akteure gleichsam von innen heraus steuert.27 Da-
mit steht die Regelungsstruktur selbst im Mittelpunkt von Steuerungsbe-
mühungen – sie wird zur Determinante mediatisierter Steuerung und nicht
bloß für Steuerungszwecke instrumentalisiert. Der spezifische Beitrag der
Rechtswissenschaft zur Governance-Forschung liegt folglich in der Analyse
und Gestaltung von Regelungsstrukturen, die als Rahmenordnung von
Governance fungieren.28 Die Governance-Perspektive fordert umgekehrt
dazu heraus, nach dem passenden, das heißt dem aufgaben- bzw. problem-
adäquaten Zuschnitt struktureller Arrangements der Handlungskoordinati-
on zu fragen. So vereinigt sie die Möglichkeiten regelungsstruktureller
Steuerung mit der Bereitstellungsfunktion des Rechts.29

Vorliegend stehen vornehmlich privatrechtliche, genauer verbandsrecht-
liche Regelungsstrukturen im Mittelpunkt des Interesses. Das Privatrecht
erfüllt seine Bereitstellungsfunktion im Allgemeinen dadurch, dass es eine
Infrastruktur schafft, die den Rechtsgenossen die Realisierung von Koope-
rationsgewinnen ermöglicht. Ein so verstandenes Privatrecht trägt die
Schranken privater Regelungsmacht nicht von außen an die Privatautono-
mie heran, sondern versteht sie als Vorbedingung, damit Zivilrecht seine
gesellschaftliche und ökonomische Aufgabe erfüllen kann. „Privatrecht ge-

24 Zur Funktion des (Privat-) Rechts als kooperationsermöglichende Infrastruktur
vgl. Bachmann, Private Ordnung, S. 72 ff., 397 f. sowie Schuppert, in: Schuppert
(Hrsg.), Governance-Forschung, S. 371, 386.

25 Franzius, VerwArch 97 (2006), 186, 197.
26 Franzius, VerwArch 97 (2006), 186, 195.
27 Vgl. Schuppert, in: Schuppert (Hrsg.), Governance-Forschung, S. 371, 382 ff.
28 Schuppert will insoweit von der Strukturierungsfunktion des Rechts sprechen, vgl.

Schuppert, in: Schuppert (Hrsg.), Governance-Forschung, S. 371, 384.
29 Schuppert, in: Schuppert (Hrsg.), Governance-Forschung, S. 371, 388 f.
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winnt damit nicht nur […] Anschluss an ordnungsökonomische Einsich-
ten; es erlaubt auch ein Verständnis, welches die über die Zeit entstande-
nen rechtsgeschäftlichen Gestaltungsformen in ihrer instrumentalen Be-
deutung funktionsadäquat zu deuten und fortzubilden weiß.“30 Akzep-
tanz- und Funktionsbedingung kooperationsfördernder privatrechtlicher
Infrastrukturen ist stets die Möglichkeit, Erwartungssicherheit (Vertrauen)
zu generieren. Dies erreicht das Privatrecht einerseits, indem es den Akteu-
ren die Aufstellung von Regeln ermöglicht, nach denen heute schon ge-
plant werden kann, weil sie morgen noch gelten. Andererseits ist entschei-
dend, andere zur Setzung von Regeln derzeit noch ungewissen Inhalts er-
mächtigen zu können, ohne dass es zur „Ausbeutung“ einzelner kommen
kann. So schafft das Privatrecht die Möglichkeit freiwilligen Aufbaus hier-
archischer Sozialstrukturen, was ihm einen organisationsrechtlichen Charak-
ter verleiht. Letzterer kulminiert in den Regelungsstrukturen des Gesell-
schaftsrechts, welche vorliegend zum Gegenstand von Governance-Überle-
gungen im forschungskooperativen Kontext gemacht werden. Zunächst
sind jedoch einige allgemeine Bemerkungen zur Fruchtbarkeit des
Governance-Ansatzes in der Organisations(rechts)wissenschaft angezeigt.

Governance in und durch Organisationen31

Bei der Produktion von Gütern und Dienstleistungen sind die Men-
schen darauf angewiesen, ihre Handlungen aufeinander abzustimmen.
Organisationen stellen ein herausragendes Instrument dar, eine solche
Koordination vorzunehmen.32

Die Organisationswissenschaft hat zum Ziel, das Entstehen, Bestehen und
die Funktionsweisen von Organisationen zu erklären.33 Für eine begriffli-

III.

30 Bachmann, Private Ordnung, S. 74.
31 Die vorliegende Untersuchung kann keine grundsätzliche und umfassende Befra-

gung der neueren Organisationstheorie nach ihrem Beitrag zur Governance-For-
schung leisten. Ausreichen muss eine überblicksartige Darstellung, an der die
Governance-Relevanz von Organisation und ihren Prinzipien deutlich wird.

32 Scherer/Marti, in: Kieser/Ebers (Hrsg.), Organisationstheorien, S. 17.
33 Eine allgemeine Organisationstheorie existiert nicht, vielmehr ist ihr Untersu-

chungsgegenstand so breit angelegt, dass ihre Vielzahl von Teilaspekten in ver-
schiedenen Disziplinen mit unterschiedlicher Schwerpunktsetzung aufgegriffen
wird. Eine weithin anerkannte Kategorisierung differenziert zwischen Mikro-,
Meso- und Makrotheorien der Organisation, je nachdem, ob sich die Theorien
mit dem Verhalten von Individuen in Organisationen, dem Verhalten ganzer Or-

§ 1 Grundlegungen zur Corporate Governance

32



che Näherung an ihren Gegenstandsbereich ist der allgemeine Sprachge-
brauch unergiebig, weil er keinen einheitlichen Organisationsbegriff
kennt.34 Auch in der betriebswirtschaftlichen Literatur konkurrieren zwei
Organisationsbegriffe und -konzepte.35

Nach dem instrumentellen Organisationsbegriff ist eine Organisation ein
dauerhaftes Regelsystem, das zielorientiert als Führungsinstrument einge-
setzt wird. Hiernach stellt die Organisation also ein Hilfsmittel zur Errei-
chung kollektiver Ziele dar. Schlagwortartig lässt sich für den Unterneh-
menskontext konstatieren: Die Unternehmung hat eine Organisation.36

Die Unternehmung ist eine Organisation37, so das Verständnis der insti-
tutionalistisch denkenden Betriebswirtschaftslehre. Sie sieht die Organisati-
on als eine stabile, regelgebende Grundordnung, als institutionell verdich-
tetes System formaler und informaler Regeln zu Arbeitsteilung einschließ-
lich etwaiger Durchsetzungsmechanismen.38

Die Governance-Perspektive ermöglicht die Synthese beider Konzepte:
Eine Organisation ist kein Selbstzweck, sie hat nicht nur Aufgaben, son-
dern soll darüber hinaus Ziele verfolgen, die sie prägen und in Richtung
derer sie zu gestalten ist. Institutionenbildend ist sie, da die Gestaltung der
Organisation und ihre Veränderungen grundlegenden Charakter haben, das
heißt sie vollziehen sich nicht im Wege prozesshaften Handelns und Ent-
scheidens. Organisationen können insofern als statisch beschrieben wer-
den. Sie strukturieren den Leistungsprozess, verleihen ihm Stabilität und
Ordnung und schaffen damit Verlässlichkeit und Erwartungssicherheit.
Ihr derart vertrauensbildender Charakter im Wertschöpfungsprozess ist un-
verzichtbar.

Organisationsrecht39 hat – unter Berücksichtigung seiner Bereitstel-
lungsfunktion – die Aufgabe, die organisatorisch verbundenen Akteure bei

ganisationseinheiten und ihrer Strukturen oder aber mit den Beziehungen zwi-
schen Organisationen und der Umwelt beschäftigen.

34 Vgl. Duden: https://www.duden.de/rechtschreibung/Organisation; zuletzt abge-
rufen am 10.2.2021.

35 Vgl. Bea/Göbel, Organisation, S. 2 ff.
36 Vgl. Schewe, in: Gabler Wirtschaftslexikon, abrufbar unter: https://wirtschaftslexik

on.gabler.de/definition/organisationsbegriff-45472/version-268764; zuletzt
abgerufen am 10.2.2021.

37 Ebenda.
38 Vgl. Schmidt-Preuß, DÖV 2001, 45, 46.
39 Organisationsrecht umfasst die Gesamtheit aller Rechtsnormen, die an der Orga-

nisation (i.S.d. instrumentellen Organisationsbegriffs) arbeitsteiliger Handlungs-
systeme anknüpfen. Organisationsrechtliche Vorschriften sind nicht geschlossen
kodifiziert, sondern entstammen einer Vielzahl unterschiedlicher Rechtsquellen.
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